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Tennisclub Mengen e.V.   

              

 
 
 

Satzung des TC Mengen e. V. 
 

Version März 2016 / genehmigt Mitgliederversammlung 04.03.2016 
 
 

Präambel 
 
Auf der Mitgliederversammlung des TC Mengen e.V. am 04.03.2016 wurde folgende Neu-
fassung der Satzung beschlossen. Dazu folgender Hinweis: In der Satzung wurde aus Grün-
den der Lesbarkeit auf eine geschlechtsneutrale Formulierung verzichtet. Es sind jedoch 
stets beide Geschlechter im Sinne der Gleichbehandlung angesprochen. 
 
 
 
 
1.  Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 
Der Verein führt den Namen „Tennisclub Mengen e. V.“. Er ist im Vereinsregister einge-
tragen. 
 
Sitz des Vereins ist Schallstadt-Mengen. 
 
Das Geschäftsjahr des Vereines ist das Kalenderjahr. 
 
 

2. Zweck des Vereines 
 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 
Zweck des Vereines ist die Förderung des Tennissports. Der Satzungszweck wird insbe-
sondere verwirklicht durch die Errichtung von Sportanlagen und Förderung von sportli-
chen Übungen und Leistungen. 
 
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
Mittel des Vereines dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mit-
glieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereines. 
 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereines fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Alle Inhaber von Verein-
sämtern sind ehrenamtlich tätig. 
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3. Mitgliedschaft 
 
Dem Verein kann jedermann beitreten. Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. 
 
 
Der Verein besteht aus Mitgliedern, die 

a) aktiv Tennissport betreiben, 
b) sich sportlich nicht betätigen, aber die Aufgaben des Vereines fördern (passive 

Mitglieder). 
 

Personen, die sich in besonderem Maße Verdienste um den Verein erworben haben, 
können von der Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden; sie genie-
ßen die gleichen Rechte wie Vollmitglieder, sind aber von der Pflicht zur Beitragszahlung 
befreit. 
 
 

4. Erwerb der ordentlichen Mitgliedschaft und der Mitgliedschaft als Jugendlicher 
 
Der Bewerber hat ein schriftliches Aufnahmegesuch an den Vorstand zu richten, das Vor- 
und Familiennamen, Alter, Beruf und Anschrift enthalten soll. 
 
Bei minderjährigen Bewerbern muss das Gesuch den Vermerk enthalten, dass der ge-
setzliche Vertreter dem Verein für die Zahlung der baren Mitgliedsbeiträge haftet. Der 
gesetzliche Vertreter hat das Aufnahmegesuch mit zu unterschreiben. Er übt die Mit-
gliedschaftsrechte, die über die sportliche Betätigung hinausgehen, für die Minderjähri-
gen bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres aus. 
Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Die Entscheidung wird dem Bewer-
ber schriftlich mitgeteilt; sie muss nicht mit Gründen versehen werden. 
 
 

5. Beendigung der Mitgliedschaft 
 
Die Mitgliedschaft endet: 

a) mit dem Tod des Mitgliedes, 
b) durch freiwilligen Austritt, 
c) durch Streichung von der Mitgliederliste, 
d) durch Ausschluss aus dem Verein. 

 
Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Er ist 
jederzeit auch während des laufenden Geschäftsjahres möglich. Austrittserklärungen 
müssen eigenhändig, für Minderjährige vom gesetzlichen Vertreter unterzeichnet werden. 
 
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen 
werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrages im Rück-
stand ist. Die erste Mahnung ist ein Monat nach Fälligkeit, die zweite einen weiteren Mo-
nat später zulässig. Die Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach Absendung 
der zweiten Mahnung ein Monat vergangen ist und der Beitrag noch nicht entrichtet ist. 
Der Beschluss ist dem Mitglied mitzuteilen. 
 
Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch 
Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Entschei-
dung, die schriftlich zu begründen ist, ist dem Mitglied Gelegenheit zur Rechtfertigung zu 
geben. Gegen die Ausschlussentscheidung ist binnen zwei Wochen nach Bekanntma-
chung die Berufung zur Mitgliederversammlung zulässig. Die Berufung hat aufschieben-
de Wirkung. Wird keine Berufung eingelegt, wird der Ausschluss mit Ablauf der Beru-
fungsfrist wirksam. 
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6. Aufnahmegebühr und Jahresbeitrag 
 
Der Verein erhebt eine Aufnahmegebühr und Jahresbeiträge, deren Höhe von der Mit-
gliederversammlung festgelegt wird. 
 
Der Jahresbeitrag ist bis zum 31.03. des Geschäftsjahres zu entrichten. Er ist auch dann 
für ein Jahr zu zahlen, wenn ein Mitglied während des Geschäftsjahres aus dem Verein 
austritt, ausgeschlossen wird oder während des Jahres in den Verein eintritt. 
 
 

7. Arbeitsleistungen 
 
Die Mitgliederversammlung kann beschließen, dass Mitglieder zur Erfüllung der Vereins-
zwecke notwendige Arbeitsleistungen zu erbringen haben. Werden die Arbeitsstunden 
nicht erbracht, hat das betreffende Mitglied einen finanziellen Ausgleich zu leisten. 
 
 
 

8. Mitgliedschaftsrecht und Pflichten 
 
Jedes Mitglied ist von der Vollendung des 16. Lebensjahres an berechtigt, an der Mitglie-
derversammlung teilzunehmen. 
 
Alle aktiven Mitglieder sind berechtigt, die Spielanlagen des Vereines nach Maßgabe der 
Platzordnung zu benutzen. 
 
Die Mitglieder sind verpflichtet, das Vereinseigentum schonend zu behandeln und ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Verein unverzüglich zu erfüllen. 
 
 

9. Vereinsorgane 
 
Organe des Vereines sind: 

a) die Mitgliederversammlung, 
b) der Vorstand. 

 
 
10. Ordentliche und außerordentliche Mitgliederversammlung 

 
Die ordentliche Mitgliederversammlung soll in den ersten drei Monaten des Kalenderjah-
res stattfinden. 
 
In dringenden Fällen kann der Vorstand jederzeit eine außerordentliche Mitgliederver-
sammlung einberufen. Hierzu  ist er verpflichtet, wenn es das Interesse des Vereines er-
fordert, oder wenn die Einberufung von einem Drittel der Mitglieder unter Angabe der 
Gründe schriftlich vom Vorstand verlangt wird. 
 
 

11. Einberufung der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitglieder sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung einer 
Frist von mindestens zwei Wochen schriftlich einzuladen. 
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12. Änderung der Tagesordnung 
 
Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim 
Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die 
Tagesordnung zu ergänzen. 
 
Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung 
gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrages ist 
eine Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
 
 

13. Zuständigkeit der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 

1) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes und des Berichtes der Kas-
senprüfer; Erteilung oder Verweigerung der Entlastung. 

2) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes. 
3) Wahl von zwei Kassenprüfern aus dem Kreis der Mitglieder für die Amtsdauer von 

zwei Jahren. 
4) Festsetzung der Aufnahmegebühren, des Jahresbeitrages sowie die Regelung 

der Arbeitsleistungen. Beschlussfassung über die Erhebung der Umlage. 
5) Beschlussfassung über den Haushaltsplan, über besondere Aufwendungen und 

Anschaffungen sowie Baulichkeiten. 
6) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, des Vereinszweckes sowie 

über die Auflösung des Vereines. 
7) Beschlussfassung über die Berufung eines Mitgliedes gegen einen Ausschlie-

ßungsbeschluss des Vorstandes. 
8) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft. 

 
Die Mitgliederversammlung kann dem Vorstand Weisungen erteilen. 
 
 

14. Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden des Vereines, bei dessen Verhin-
derung von seinem Stellvertreter oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein 
Mitglied des Vorstandes erschienen, wählt die Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte ei-
nen Versammlungsleiter. 
 
Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der vor-
hergehenden Diskussion einem Dritten übertragen werden. 
 
Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. 
 
Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zu-
lassen. Über die Zulassung von Vertretern der Medien entscheidet die Mitgliederver-
sammlung. 
Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. 
 
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit. 
Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 
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Für Satzungsänderungen ist eine Mehrheit von zwei Drittel, zur Auflösung des Vereines 
eine solche von vier Fünftel der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Zur Ände-
rung des satzungsmäßig festgelegten Zweckes ist die Zustimmung aller Mitglieder erfor-
derlich; die in der Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder können ihre Zu-
stimmung nur innerhalb eines Monates schriftlich gegenüber dem Vorstand erklären. 
 
Bei Wahlen gilt derjenige als gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhalten hat. Ist diese Stimmenzahl nicht erreicht worden, so findet eine Stich-
wahl zwischen den Kandidaten statt, die die höchsten Stimmenzahlen erreicht hatten. 
Ergibt der neue Wahlgang Stimmengleichheit, wird er wiederholt. Ergibt sich wieder 
Stimmengleichheit, entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende Los. 
 
Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen, es sei denn, ein Drittel der anwesenden 
Stimmberechtigten verlangt geheime Abstimmung.  
 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu führen, das vom 
Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Fest-
stellungen enthalten. Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungslei-
ters und des Protokollführers; die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, 
die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsände-
rungen ist der genaue Wortlaut anzugeben. 
 
 

15. Der Vorstand 
 
Der Vorstand des Vereines setzt sich zusammen aus: 
 

1) dem 1. Vorsitzenden, 
2) dem 2. Vorsitzenden,, 
3) dem Kassenwart, 
4) dem Sportwart, 
5) dem Jugendwart und den 
6) Beisitzern. 

 
Dem Vorstand können bis zu sechs Beisitzer angehören. Die Mitglieder des Vorstandes 
müssen ordentliche Mitglieder sein. 
 
Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. und 2. Vorsitzende. Jeder ist einzelvertre-
tungsberechtigt. 
 
Rechtsgeschäfte, die den Verein mit mehr als 1.000,00 EUR belasten, sind für den Ver-
ein nur verbindlich, wenn die Zustimmung des Gesamtvorstandes vorliegt. 
 
 

16. Amtsdauer des Vorstandes 
 
Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei 
Jahren gewählt. 
 
Scheidet ein Vorstandsmitglied während seiner Amtsperiode aus, bestellen die übrigen 
Vorstandsmitglieder ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsperiode. Der 1. und 2. Vor-
sitzende bleiben im Amt, bis an ihrer Stelle Ersatz gewählt ist. 
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17. Zuständigkeit des Vorstandes 
 
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereines zuständig, soweit sie nicht durch 
die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen wird. Er hat vor allem folgende 
Aufgaben: 
 

- Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung. 
- Einberufung der Mitgliederversammlung. 
- Aufstellung eines Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, Erstel-

lung eines Jahresberichtes, Aufnahme, Streichung und Ausschluss von Mitglie-
dern, Anstellung und Kündigung von Vereinsmitarbeitern. 

 
Jedes Vorstandsmitglied leitet das ihm zugewiesene Ressort eigenverantwortlich; über 
wichtige Vorkommnisse ist unverzüglich dem Vorstand zu berichten. 
 
 

18. Beschlussfassung des Vorstandes 
 
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen, die vom 1. Vorsitzenden 
oder, bei dessen Verhinderung, vom 2. Vorsitzenden einberufen und geleitet werden. Die 
Einberufungsfrist beträgt mindestens drei Tage. Der Mitteilung einer Tagesordnung be-
darf es nicht. 
 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder, darunter der 
1. oder 2. Vorsitzende anwesend sind. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit 
gefasst; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters. 
 
Die Beschlüsse des Vorstandes sind in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Proto-
kollführer und Sitzungsleiter zu unterschreiben ist. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der 
Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse sowie das Ab-
stimmungsergebnis enthalten. 
 
 

19. Kassenprüfer 
 
Die Kassenprüfer sollen die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung und der Belege sowie 
der Kassenführung prüfen. 
 
Sie dürfen nicht Mitglied des Vorstandes sein. 
 
 

20. Satzungsänderung 
 
Eine Satzungsänderung kann nur von der Mitgliederversammlung mit der in § 14 festge-
legten Stimmenmehrheit beschlossen werden. 
 
In der Einladung sind die zu ändernden Paragraphen der Satzung in der Tagesordnung 
bekannt zu geben. 
 
 

21. Haftung des Vereines seinen Mitgliedern gegenüber 
 
Für Schäden gleich welcher Art, die einem Vereinsmitglied aus der Teilnahme an den 
Sportveranstaltungen oder durch Benutzung der Vereinseinrichtungen entstanden sind, 
haftet der Verein nur, wenn einem Organmitglied oder einer sonstigen Person, für die der 
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Verein nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts einzustehen hat, Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 
 

22. Auflösung des Vereines und Anfallberechtigung 
 
Die Auflösung des Vereines kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in § 10 
festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung 
nichts anderes beschließt, sind der 1.und 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsberech-
tigte Liquidatoren. Diese Regelung gilt auch dann, wenn der Verein aus einem anderen 
Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 
 
Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen der Körperschaft an die Gemeinde Schallstadt, die es unmit-
telbar und ausschließlich für die Förderung des Sports oder andere gemeinnützige Zwe-
cke zu verwenden hat. 
 
 
 
 
 

 


